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Gummersbach: Busfahrer muss nach brutaler Attacke mehrfach operiert werden 
 
 
Vorbemerkung der Kleinen Anfrage 
 
Am Busbahnhof im Gummersbacher Stadtteil Derschlag ist am Sonntag, den 17. Mai 2026, 
ein Streit in einem Linienbus brutal eskaliert. Zwei junge Männer im Alter von 19 und 17 Jahren 
sollen einen Busfahrer so schwer zusammengeschlagen haben, dass dieser mit schweren 
Verletzungen ins Krankenhaus eingeliefert werden musste. Die Polizei bestätigte den Vorfall 
gegenüber Oberberg-Aktuell und ermittelt gegen die beiden Tatverdächtigen wegen gefährli-
cher Körperverletzung. Bei den Beschuldigten handelt es sich um einen 19-jährigen Gummers-
bacher und einen 17-jährigen Bergneustädter.1 
 
Auslöser der Auseinandersetzung war laut Polizei ein Streit über das Verhalten der beiden 
Männer im Bus. Während der Fahrt soll es zunächst zu einer verbalen Auseinandersetzung 
zwischen den Männern, dem Busfahrer und zwei weiteren Fahrgästen – einer Frau und einem 
Mann – gekommen sein. Der Fahrer hatte die beiden Männer offenbar wegen ihres Beneh-
mens ermahnt, wobei auch andere Fahrgäste einschritten und das Verhalten kritisierten. Ge-
gen 16:00 Uhr soll der Fahrer die beiden schließlich des Busses verwiesen haben. Sie verlie-
ßen daraufhin zwar den Bus, schlugen jedoch von außen gegen das Fahrzeug. Daraufhin stieg 
der Busfahrer aus, um die Männer aufzufordern damit aufzuhören. Nach Angaben der Polizei 
griffen ihn die beiden daraufhin an und schlugen brutal auf ihn ein. Die Attacke wurde von 
Zeugen gefilmt. Das Opfer, ein 42-jähriger Busfahrer aus Gummersbach, schilderte Oberberg-
Aktuell, dass etwa 20 bis 25 Schläge gegen seinen Kopf geführt worden seien. Er erlitt ein 
Schädel-Hirn-Trauma, mehrere Gesichtsfrakturen sowie eine schwere Jochbeinfraktur, die 
operiert werden musste. Seit dem Angriff befindet er sich stationär im Krankenhaus und ist auf 
unbestimmte Zeit arbeitsunfähig. Die beiden mutmaßlichen Täter wurden nach den erken-
nungsdienstlichen Maßnahmen zunächst wieder freigelassen, da laut Polizei derzeit keine 
Haftgründe vorliegen.2 
 
Die Geschäftsführerin der Oberbergischen Verkehrsgesellschaft zeigte sich tief erschüttert 
über die Tat und verurteilte die Gewalt scharf. Sie erklärte, dass zwar verbale Konflikte im 
Nahverkehr vorkommen, körperliche Angriffe im Oberbergischen Kreis jedoch 

 
1 Vgl. https://www.oberberg-aktuell.de/blaulicht/busfahrer-muss-nach-brutaler-attacke-mehrfach-ope-
riert-werden-a-132585. 
2 Ebenda. 
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glücklicherweise selten seien. Die OVAG habe bereits auf die Situation am Busbahnhof rea-
giert, allerdings sei eine vollständige Überwachung aller rund 900 Bushaltestellen nicht reali-
sierbar. Weiter verwies sie auf eine allgemein verschärfte Sicherheitsdebatte im öffentlichen 
Nahverkehr, insbesondere seit der tödlichen Attacke auf einen Zugbegleiter in Rheinland-Pfalz 
Anfang des Jahres. Während im Bahnverkehr teilweise ein zweiter Zugbegleiter eingesetzt 
werde, sei dies im Linienbusverkehr aus personellen Gründen kaum umsetzbar. Als Sicher-
heitsmaßnahmen nannte die Sprecherin auch die während der Corona-Pandemie eingebau-
ten Trennscheiben zum Fahrgastraum, die Fahrern zusätzlichen Schutz bieten würden. Au-
ßerdem würden die Busfahrer der OVAG regelmäßig in deeskalierendem Verhalten geschult. 
Nach der Attacke wolle das Unternehmen jedoch prüfen, wie ähnliche Vorfälle künftig besser 
verhindert werden können. Besonders das Thema Selbstschutz müsse stärker berücksichtigt 
werden. Für kritische Situationen gebe es bei der OVAG ein dreistufiges Sicherheitskonzept. 
Die Leitstelle sei während der Betriebszeiten dauerhaft besetzt, könne sofort reagieren und 
stehe in direktem Kontakt mit der Polizei. Die meisten OVAG-Busse verfügen zudem über 
Videoüberwachung. Der betroffene Bus gehört jedoch einem beauftragten Subunternehmen 
und war nicht mit Kameratechnik ausgestattet.3 
 
Der verletzte Busfahrer konnte durch die Öffentlichkeit des Falls auf die schwierige Situation 
vieler Busfahrer aufmerksam machen. Er berichtete von zunehmendem Fehlverhalten insbe-
sondere eines Teils der jüngeren Fahrgäste, von hinterlassenem Müll, gefälschten Tickets, 
Alkoholkonsum und lauten Telefonaten. Busfahrer stehen demnach täglich unter enormem 
Druck, da sie gleichzeitig den Straßenverkehr bewältigen, Fahrpläne einhalten, die Sicherheit 
der Fahrgäste gewährleisten und Konfliktsituationen im Bus kontrollieren müssen. Er fordert 
daher bessere Schutzmaßnahmen für Fahrer sowie mehr Respekt im öffentlichen Nahver-
kehr.4 
 
 
Der Minister der Justiz hat die Kleine Anfrage 8202 mit Schreiben vom 21. Juli 2026 namens 
der Landesregierung im Einvernehmen mit dem Minister des Innern beantwortet. 
 
 
1. Wie ist der aktuelle Sachstand der polizeilichen und staatsanwaltschaftlichen Er-

mittlungen zu dem oben beschriebenen Vorfall? (Bitte Tathergang sowie Straftat-
bestände aufschlüsseln.) 

 
Der Leitende Oberstaatsanwalt in Köln hat mir unter dem 30.06.2026 im Wesentlichen berich-
tet, dass seine Behörde gegen einen 17-jährigen und einen 19-jährigen Beschuldigten wegen 
des in der Kleinen Anfragen geschilderten Sachverhalts ein noch andauerndes Ermittlungs-
verfahren wegen gemeinschaftlicher gefährlicher Körperverletzung führe.  
 
 
2. Welche polizeilichen Erkenntnisse sind über die Tatverdächtigen jeweils bekannt? 
 
Polizeiliche Erkenntnisse im Sinne dieser Antwort fußen grundsätzlich auf Verdachtsmomen-
ten, die Grundlage für eine polizeiliche Strafanzeige oder die Gegenstand von kriminalpolizei-
lichen Ermittlungen geworden sind. Solche Erkenntnisse ermöglichen regelmäßig keinen 
Rückschluss auf die Richtigkeit des in Rede stehenden Vorwurfs und auf das Ergebnis der 
abschließenden justiziellen Prüfung durch Staatsanwaltschaften und Gerichte. Bis zu einer 
rechtskräftigen Verurteilung gilt die Unschuldsvermutung. 

 
3 Ebenda. 
4 Ebenda. 
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Ein Beschuldigter ist bislang wegen des Verdachts der Begehung folgender Straftat polizeilich 
in Erscheinung getreten: 
 

• in einem Fall wegen Bedrohung 
 
Der weitere minderjährige Beschuldigte ist bislang polizeilich nicht in Erscheinung getreten. 
 
 
3. Welche Vorstrafen haben die Tatverdächtigen jeweils? (Bitte chronologisch auf-

listen.) 
 
Dem in der Antwort auf Frage 1 genannten Bericht zufolge sind die Beschuldigten nicht vor-
bestraft. 
 
 
4. Über welche (Mehrfach-)Staatsangehörigkeiten verfügen die Tatverdächtigen? 

(Bitte Vornamen bei einem deutschen Tatverdächtigen nennen.) 
 
Nach dem in der Antwort auf Frage 1 genannten Bericht verfügen die Beschuldigten jeweils 
über die deutsche und die griechische Staatsangehörigkeit. 
 


